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Der Anblick der anderen
Sachverhalt angelehnt an BVerfG, 08.11.2016 - I BvR 3237/13

Die vierzehnjdhrige T ist Schiilerin des Hayden-Gymnasiums in Brandenburg, in dem in ihrer
Jahrgangsstufe wochentlicher Schwimmunterricht stattfindet. Da T sich verpflichtet fiihlt, ihres
Verstiandnisses des Korans entsprechend ihren Korper zu verhiillen, trdgt sie wéhrend des
Schwimmens grundsédtzlich einen Burkini, der ihren Korper mit Ausnahme ihres Gesichtes, ihrer
Hénde und ihrer FiiBe bedeckt. Dies wird von der Schulleitung und den Lehrenden nicht nur
geduldet, sondern diese wirken schon seit Jahren aktiv auf die gesamte Schiilerschaft ein, die
religidsen Uberzeugungen gegenseitig zu respektieren und jedem Schiiler zu ermdglichen, ungestort
seinen Glauben ausiiben zu konnen.

Da es T jedoch unangenehm ist, ihre ménnlichen Klassenkameraden lediglich in Badehose sehen zu
miissen, wendet sie sich an die Schulleitung und bittet um Befreiung vom Schwimmunterricht. Dies
begriindet sie damit, dass ihr ihre Religion verbiete, mit dem Anblick von Méannern und Jungen in
knapper Badebekleidung konfrontiert zu werden. Um dies zu belegen, reicht sie die Bescheinigung
eines islamischen Moscheevereins mit ein, welcher sich auf konkrete Stellen des Korans und der
Aussagen des Propheten sowie derjenigen einiger islamischen Rechtsgelehrten stiitzt.

Die Schule lehnt diesen Antrag jedoch vertreten durch die Schulleitung mit Bescheid vom 04.02.
ab. Dabei trigt sie vor, dass T ihren Gewissenskonflikt nicht im erforderlichen Mal3 belegt habe.
AulBlerdem stehe nirgends ausdriicklich, dass T keine mit Badehosen bekleideten Minner oder
Jungen sehen diirfe. Auch einige islamische Rechtsgelehrte wiirden dies anders als T sehen; zumal
es viele Frauen muslimischen Glaubens in dem hiesigen Schwimmbad gibe, die mit dem Anblick
anderer Badegiste kein Problem hitten. Eine verbindliche Regelung konne dies also nicht sein.
Doch selbst falls dies so sein sollte, so konne die Schule auch von T Toleranz dahingehend
erwarten, dass die anderen Schiiler ihren Glauben nicht teilen und sich nicht dementsprechend
verhalten miissen. Dies habe die Schule der T im Rahmen ihres staatlichen Bildungs- und
Erziehungsauftrags gem. Art. 7 GG sowieso zu lehren.

Darauthin erhebt T nach erfolglosem Widerspruchsverfahren zuldssig Klage vor dem zustidndigen
Verwaltungsgericht. Dort stiitzt sie sich neben dem zuvor mitgeteilten Griinden insbesondere auf die
Begriindung, dass kein islamischer Rechtsgelehrter oder anderer Gléubiger ihr vorschreiben diirfe,
wie sie den Koran verstehen und sich ihrem Glauben verpflichtet fithlen darf. Auch konne sie dem
Anblick der Mitschiiler nicht ausweichen; dies wochentlich auszuhalten, sei ihr nicht zuzumuten.
Soweit die Schule dennoch den Schwimmunterricht verpflichtend fiir alle durchfiihren will, miisse
sie einen nach Geschlechtern getrennten Schwimmunterricht als milderes Mittel anbieten. Auch sei
der Schwimmunterricht nicht derart wichtig, dass dadurch der staatliche Bildungs- und
Erziehungsauftrag beeintrachtigt werde.

Die Beklagte argumentiert dagegen, dass der nach Geschlechtern getrennte Schwimmunterricht aus
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organisatorischen und personellen Griinden langfristig nicht moglich sei. Auch kénne T nicht
verlangen, vom Anblick einer unverfianglichen und allgemein akzeptierten Bekleidungspraxis
verschont zu werden. Der staatliche Bildungs- und Erziehungsauftrag verwirkliche sich auch gerade
darin, dass sich jeder mit der in der Gesellschaft gegebenen Vielfalt auseinander setzen muss; dies
gelte auch und gerade fiir Verhaltens- und Bekleidungsgewohnheiten.

Das Verwaltungsgericht gibt der Klage zugunsten der T statt; das aufgrund der Berufung der
Beklagten angerufene Oberverwaltungsgericht dagegen weist die Klage ab; die Revision der T vor
dem Bundesverwaltungsgericht hat keinen Erfolg. Daher ruft T das Bundesverfassungsgericht an
und riigt die Verletzung ihrer Grundrechte durch den Bescheid vom 04.02. sowie den zu ihrem
Lasten ergangenen Gerichtsurteilen.

Wie wird das Bundesverfassungsgericht entscheiden?

Bearbeitervermerk:

Weder im Rahmen ihres Antrags auf Befreiung noch im verwaltungsgerichtlichen Verfahren nennt T
ausdriicklich den Art. 4 GG als verletzt.

Gehen Sie davon aus, dass die im Anhang abgedruckten Normen des Gesetzes {liber die Schulen im
Land Brandenburg (BbgSchulG) hinreichend bestimmt sind. Andere Normen des BbgSchulG sind
auller Betracht zu lassen.

Anhang:

Verordnung iiber Religionsunterricht und Weltanschauungsunterricht an Schulen (Religions-
und Weltanschauungsunterrichtsverordnung - RWUYV)

§ 13 Teilnahme am Weltanschauungsunterricht

(1) Zur Teilnahme am Weltanschauungsunterricht geben die Eltern die Anmeldung oder deren
Widerruf der Schule zur Weiterleitung an die Vereinigungen zur Pflege einer Weltanschauung. Bei
Schiilerinnen und Schiilern, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, tritt die eigene Erkldrung an die
Stelle der Erklarung der Eltern. [...]

]

Gesetz iiber die Schulen im Land Brandenburg (BbgSchulG)
Abschnitt 2 Auftrag der Schule
§ 4 Ziele und Grundsitze der Erziehung und Bildung

(1) Die Schule trigt als Stitte des Lernens, des Lebens und der Tatigkeit von Kindern und
Jugendlichen bei zur Achtung und Verwirklichung der Werteordnung des Grundgesetzes und der
Verfassung des Landes [...].

[..]
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(4) Die Schule wahrt die Freiheit des Gewissens sowie Offenheit und Toleranz [...]. [...]

(5) Bei der Vermittlung von Kenntnissen, Fdhigkeiten und Werthaltungen fordert die Schule
insbesondere die Fahigkeit und Bereitschaft der Schiilerinnen und Schiiler,

1. [...]
2. eigene Rechte zu wahren und die Rechte anderer auch gegen sich selbst gelten zu lassen,

3. ihr kiinftiges privates, berufliches und 6ffentliches Leben verantwortlich zu gestalten und die
Anforderungen des gesellschaftlichen Wandels zu bewiltigen,

4. soziale und politische Mitverantwortung durch individuelles Handeln und durch die
Wahrnehmung gemeinsamer Interessen zu libernehmen und zur demokratischen Gestaltung
einer gerechten und freien Gesellschaft beizutragen,

5.0...]
[..]

Teil 4 Schulpflicht
§ 36 Grundsiitze

(1) Die allgemeine Schulpflicht gewéhrleistet die schulische Erziehung und Bildung jedes jungen
Menschen. [...]

§ 41 Verantwortung fiir die Einhaltung und Durchsetzung der Schulpflicht
(O[]

(2) Die Lehrkrifte sowie die Schulleiterinnen und Schulleiter sind verpflichtet, zum regelméfBigen
Schulbesuch anzuhalten. |[...]

§ 44 Rechte und Pflichten aus dem Schulverhiltnis
[...]

(2) [...]- [Die Schiilerinnen und Schiiler] konnen auf Antrag fiir einen Schulbesuch im Ausland oder
wegen anderer besonderer Griinde voriibergehend vom Unterricht beurlaubt werden.

[..]
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Losungsvorschlag

Das Bundesverfassungsgericht wird der Verfassungsbeschwerde der T stattgeben, soweit diese
zuldssig und begriindet ist.

Hinweis: Andere Obersdtze sind ebenso denkbar, solange die Worte , zuldssig und
begriindet enthalten sind. ZB der Standardobersatz: ,, Die Verfassungsbeschwerde der T
hat Erfolg, soweit sie zuldssig und begriindet ist. **

Hinweis: Die Verfassungsbeschwerde ist kein Antrag, sondern eine Beschwerde. Die T wird daher
als Beschwerdefiihrer(in) bezeichnet. Das Nutzen von ,,Antrag‘ und , Antragssteller in der
Verfassungsbeschwerde verdrgert den Korrektor, denn es ldsst es so erscheinen, als ob Sie die
Differenzierung zwischen Beschwerde und Antrag nicht kennen wiirden. (Ehrlicherweise weifs ich
auch nicht, was der rechtliche Unterschied zwischen einer Beschwerde und einem Antrag sein soll;
dies ist aber auch unerheblich — nutzen Sie einfach die richtigen Begriffe und alle sind
zufrieden ;) ).

A. Zulassigkeit

Hinweis: Hier ist bei einigen Klausurlosungen ein Obersatz zu sehen (etwa ,, Die
Verfassungsbeschwerde ist zuldssig, soweit alle Sachurteilsvoraussetzungen gegeben sind “). Dieser
ist aber meiner Klausurerfahrung nach absolut tiberfliissig und nimmt einfach nur Zeit weg — in
keiner einzigen meiner Klausuren wurde das Fehlen eines Obersatzes auch nur ansatzweise
bemdngelt.

I. Zustandigkeit

* Das Bundesverfassungsgericht ist nach dem Enumerativprinzip gem. Art. 93 I Nr. 4a
GG'iVm § 13 Nr. 8a, 90, 92 ff. BVerfGG* zustindig.

II. Beteiligtenfahigkeit
»Jedermann® gem. § 90 |
* Triager von Grundrechten und grundrechtsgleichen Rechte.
* T als natiirliche Person (+)

*  Hinweis: Hier ist noch nicht auf das Alter einzugehen. Jede natiirliche
Person ist unabhdngig ihres Alters Triger von Grundrechten (das
ungeborene Kind ist zB auch Trdger der Grundrechte aus Art. 1 I und

Art. 211 1).
III. Prozesstfahigkeit

* Hinweis: Diese ist nur zu priifen, wenn sie problematisch ist; typisch in Klausuren
ist der Minderjihrige — ansonsten habe ich die Prozessfdhigkeit noch nie priifen
miissen. (Auch bei juristischen Personen ist die Prozessfihigkeit kein Problem und

1 Alle Art. ohne Gesetzesangabe sind solches des GG.
2 Alle §§ ohne Gesetzesangabe sind solches des BVerfGG.
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damit nicht anzusprechen.)

1. Keine ausdriickliche Regel
2. Nicht § 50 ZPO, der nur fiir den Zivilrechtsweg gilt.
3. Dabher: Abstellen auf Grundrechtsmiindigkeit

* Grundrechtsmiindig ist, wer aufgrund einer natiirlichen Einsichts- und
Urteilsfdhigkeit die Reichweite und Bedeutung der Grundrechte versteht.

e Dabei muss T nur fiir die moglicherweise verletzten Grundrechte

grundrechtsmiindig sein.

Hinweis: Es kann also sein, dass ein Kind grundrechtsmiindig mit Blick auf
Art. 4 I, 1l ist; gleichzeitig aber die Bedeutung des Art. 12 noch nicht
verstehen kann. Dann ist es in einer Verfassungsbeschwerde, in der die
Verletzung des Art. 4 I, 1I geriigt wird, prozessfihig, nicht jedoch in einer
solchen, in der eine Verletzung von Art. 12 geriigt wird (in dieser miissen zB
die Eltern es dann vertreten). Grundsdtzlich kann aber davon ausgegangen
werden, dass ein Kind im Sachverhalt grundrechtsmiindig ist; an dieser
Stelle scheitern Klausuren selten — es geht hier nur darum, dass Sie gut
argumentieren.

Ein vierzehnjdhriges Kind ist durchaus in der Lage zu verstehen, was
Religion und Glaube ist.

* Hinweis: Hier stelle ich also erst einmal kurz fest, ob es einem Kind in
diesem Alter abstrakt moglich ist, bevor ich gleich auf den gegebenen
Einzelfall an sich eingehe.

T fiihlt sich einer Religion zugehorig und kann sie fiir sich interpretieren, sie
ausleben und danach entscheiden. Sie kennt mithin die Bedeutung von
Religion.

Auch der Gesetzgeber geht in § 13 RWUYV davon aus, dass Vierzehnjéhrige
die Bedeutung des Religionsunterrichts verstehen und selbst tiiber ihre
Religion und ihre religiése Erziehung entscheiden kdnnen.

*  Hinweis: Im GG ist es unzuldssig, mit einfachgesetzlichen Normen wie
§ 13 RWUYV zu argumentieren — hier sind wir aber im BVerfGG, welches
schon im Lichte anderer Gesetze ausgelegt werden kann, zumindest in
diesem Fall (Art. 4 I, 1l bei Minderjdhrigen) ist es geradezu typisch, dass
§ 13 RWUYV (oder eine vergleichbare Norm) mit abgedruckt ist und hier
erwdhnt werden soll.

T ist somit grundrechtsmiindig, mithin prozessfahig.

*  Hinweis: Denken Sie immer daran, warum Sie gerade etwas priifen. Das
Ergebnis ,, T ist grundrechtsmiindig* ist unvollstindig — Sie wollen ja
gerade priifen, ob sie prozessfihig ist. Nehmen Sie die Prozessfihigkeit
daher auch im Ergebnis noch einmal auf.
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I'V. Tauglicher Beschwerdegegenstand
§ 90 I: Jeder Akt der 6ffentlichen Gewalt

Das meint alle drei nationalen Gewalten, also Legislative, Exekutive, Judikative
¢ Bescheid vom 04.02.: Exekutive
¢ QGerichtsurteile des OVG und des BVerwG: Judikative

* Hinweis: Gegen das Urteil des VG will T ja nicht vorgehen, immerhin
gab das VG ihr Recht. Daher sind nur zwei von drei Urteilen
Beschwerdegegenstinde. Das zu tibersehen ist absolut nicht schlimm, es
zu sehen, erfreut jedoch den Korrektor und zeigt, dass Sie differenziert
und aufmerksam arbeiten — etwas, das jeder Korrektor von Ihnen in den
Klausuren verlangt!

* Hinweis: Die Erkldrung im Sachverhalt, welches Gericht wie entscheidet,
ist verwirrend geschrieben; hier gilt es, dass Sie es schaffen zu erkennen,
dass 1. diese Stelle nicht weiter wichtig ist, 2. Sie keine tiefergehenden
Kenntnisse dariiber haben miissen und konnen, 3. es sich also nicht lohnt,
hier Zeit zu verschwenden — finden Sie also am besten schnell heraus,
was der Klausurersteller will, oder hoffen Sie, dass Sie mit der
Einschdtzung, dieser Teil sei nicht weiter wichtig, richtig liegen. ;)

Bescheid + Gerichtsurteile sind ein einheitlicher Beschwerdegegenstand

V. Beschwerdebefugnis

Obersatz: T muss beschwerdebefugt sein, also gem. § 90 I behaupten, durch den
Beschwerdegegenstand in ihren Grundrechten oder grundrechtsgleichen Rechten
verletzt zu sein. Behaupten meint dabei, dass die Moglichkeit besteht, dass sie selbst,

gegenwdrtig und unmittelbar in ihren Grundrechten oder grundrechtsgleichen
Rechten verletzt ist.

Hinweis: Schreiben Sie im ersten Satz immer einfach das Gesetz ab — das ist
ndmlich nie verkehrt! Danach erkldiren Sie, was das Gesetz damit meint; dann
subsumieren Sie.

Hinweis: Die grundrechtsgleichen Rechte, deren Verletzung im Rahmen der
Verfassungsbeschwerde geriigt werden kann, sind in § 90 I aufgezdhlt.

Moglichkeit der Verletzung von Art. 4 1, I sowie Art. 2 I besteht.

* Hinweis: Hier kénnen Sie auch die Lehre vom Sonderrechtsverhdltnis
ansprechen und erkldiren, dass ein Schiiler sich auf Grundrechte innerhalb
des Schulverhdltnisses berufen kann.

Dies sind die eigenen Grundrechte der T, somit ist sie selbst betroffen.
Sie ist schon und noch betroffen, mithin gegenwirtig.

Der Bescheid und die Gerichtsurteile wirken ohne weiteren Vollzugsakt, mithin
ist T unmittelbar betroffen.
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* T ist damit beschwerdebefugt.
VI. Form und Frist
* Von dem Einhalten der Form und Frist gem. §§ 23 I, 92, 93 1 1 ist auszugehen.
VII. Rechtswegerschopfung
* Der Rechtsweg ist mit dem Urteil des Bundesverwaltungsgericht gem. § 90 II 1

§ 47 VWGO erschopft.

*  Hinweis: Auch wenn Sie das Prozessrecht noch nicht gelernt haben, kann in der
Klausur erwartet werden, dass Sie wissen, dass das Bundesverwaltungsgericht
die héchste Instanz im Verwaltungsrechtsweg und das Bundesgerichtshof die
héchste Instanz im Zivilrechtsweg und Strafrecht ist. Ansonsten gibt es noch
andere Bundesgerichte (Bundessozialgericht, Bundesfinanzhof,
Bundesarbeitsgericht) — aber die sind fiir die Ausbildung weniger wichtig. Die
Verfassungsgerichtsbarkeit gehort selbst nicht zu dem zu erschopfenden
Rechtsweg,; der EuGH konnte jedoch dazu gehdéren (str, sollte im Europarecht
im dritten Semester (?) behandelt werden).

* Hinweis: Gegen ein Gesetz gibt es keinen Rechtsweg;, bei einer
Verfassungsbeschwerde gegen ein Gesetz ist dies iRd § 90 11 festzuhalten.

VIII. Subsidiaritit

* Es darf nach dem Grundsatz der Subsidiaritit keine andere, zumutbare Mdglichkeit
zur Verhinderung der Grundrechtsverletzung geben.

* Abgesehen von der von T versuchten Klidrung mit der Schule gibt es keine
auBergerichtlichen Mdglichkeiten zur Verhinderung der Grundrechtsverletzung.

* Allerdings konnte die Verfassungsbeschwerde nach dem Grundsatz der
Subsidiaritidt unzuldssig sein, weil T die Verletzung des Art. 4 1, II nicht vor
Gericht geriigt hat.

* Grundsitzlich muss der Beschwerdefiihrer vor den Fachgerichten etwaige
Grundrechtsverstofle riigen und die zu ihrer Beurteilung notwendigen
Tatsachen mitteilen. (Also zwei Voraussetzungen: Riigen der Verletzung und
Mitteilen der Tatsachen, beide miissen subsumiert werden.)

* Hinweis: Das Bundesverfassungsgericht geht (in mE sehr zweifelhafter
Rechtsprechung) hiervon aus (BVerfG Beschluss v. 18.03.2003 - 1 BvR
329/03; BVerfGE 79, 174, 190; 81, 22, 27). Dem folge ich in Klausuren
jedoch aus mehreren Griinden nicht (was nie zu Problemen gefiihrt hat;
wichtig ist jedoch, dass man diesen Grundsatz ordentlich darstellt, bevor
man ihn ablehnt):

* [. an der Subsidiaritdt soll eigentlich keine Klausur scheitern (auch wenn
das nicht schlimm wdre, denn dann wdre die Begriindetheit im
Hilfsgutachten zu priifen).

* 2. Das BVerfGG kennt diesen Grundsatz iiberhaupt nicht.
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3. Die Fachgerichte haben als Teil des Staates gem. Art. 1 III, 20 11l die
Grundrechte immer zu beachten und nicht nur dann, wenn der Biirger
ihnen sagt, dass sie es tun miissen.

* 4. Art. 19 IV muss gewahrt bleiben.

* Der Grundsatz der Subsidiaritit sollte allerdings nur dann abgelehnt
werden, wenn er wirklich scheitern wiirde; besser ist es, ihn einfach
weiter auszulegen, so dass er passt — immerhin ist er ja Rechtsprechung.
Hier kann man den Grundsatz auch weit auslegen (letztlich mit den
gleichen Argumenten):

e T teilte ihren Glauben, ihre Auslegung des Korans, ihren
Gewissenskonflikt und Zitate anderer Glaubigen mit — damit teile sie die
zu der Beurteilung notwendigen Tatsachen mit.

* Damit berief sie sich zumindest konkludent auf ihr Grundrecht gem.
Art. 4. Das ausdriickliche Berufen auf ein spezielles Grundrecht ist
aufgrund der Verpflichtung der Gerichte, die Grundrechte zu wahren,
gem. Art. 1 III, 20 III nicht notwendig. Nur aufgrund des Unterlassens
des  ausdriicklichen = Berufens kann der T  nicht die
Rechtsschutzmoglichkeit versagt bleiben, Art. 19 IV. Das konkludente
Berufen reicht damit aus.

¢ T wahrte somit den Grundsatz der Subsidiaritit.

IX. (Rechtsschutzbediirfnis)

Hinweis: Das Rechtsschutzbediirfnis wird nur dann gepriift, wenn der Sachverhalt
Angaben enthdlt, die Sie in keinem anderen Priifungspunkt unterbringen konnen,
das ist hier nicht der Fall, so dass das Rechtsschutzbediirfinis auch nicht erwdihnt
werden darf/soll. Ein typischer Klausurfall wdre etwa, dass der Beschwerdefiihrer
vorher einen Antrag/eine Beschwerde zuriickgezogen hat und dann (fristgerecht)
doch noch erneut einen Antrag/eine Beschwerde stellt. Hier stellt sich die Frage, ob
das Rechtsschutzbediirfnis wegen dem Riickziehen des ersten Antrags/der ersten
Beschwerde entfillt — Ergebnis: Nein, denn ein bloffes Riickziehen eines
Rechtsschutzersuchen ist eine blofle Prozesshandlung und hat dariiber hinaus
keinerlei Aussagekraft; insbesondere stellt dies keinen Verzicht auf Rechtsschutz od
dar.

X. Zwischenergebnis

Die Verfassungsbeschwerde der T ist zuldssig.

B. Begriindetheit

Die Verfassungsbeschwerde ist begriindet, soweit die Beschwerdefiihrerin T durch den Bescheid
und die Urteile in ihren Grundrechten oder grundrechtsgleichen Rechte verletzt ist. In Betracht
kommt eine Verletzung von Art. 4 I, II oder subsidiér Art. 2 1.

Hinweis: Ohne dass ich es begriinden kann, reicht in Klausuren aus, nur noch eine normale
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Urteilsverfassungsbeschwerde zu priifen und den Bescheid einfach auf3en vor zu lassen. Von
hier ab miissen Sie also nur noch auf die Urteile abstellen.

I Art.41 11

* Dazu muss nicht verfassungsrechtlich gerechtfertigt in den Schutzbereich des
Art. 4 1, II eingegriffen worden sein.

*  Zu den Begriffen ,, Eingriff** und ,, Verletzung “: Wenn in den Schutzbereich eines
Grundrechts eingegriffen wird und dies nicht verfassungsrechtlich gerechtfertigt
ist, ist das Grundrecht verletzt.

1. Schutzbereich
e personlich: Jedermann, also auch T.

* Sachlich: Einheitlicher = Schutzbereich fiir Religions-, Gewissens- und
Bekenntnissfreiheit. Geschiitzt wird forum internum und forum externum.

* Hinweis: Erkldren Sie dennoch kurz forum internum und externum abstrakt,
bevor Sie den Sachverhalt subsumieren; kurze (!) theoretische Einleitungen sind
in Klausuren erwiinscht!

e Islam: Religion (+)

*  Klausurtipp: Weder das ,, Spaghetti-Monster*“ (mangels Ernsthaftigkeit) noch
Scientology (aufgrund der zu starken Ausrichtung auf Gewinn) sind
Religionen,; tauchen diese oder unbekannte Vereinigungen im Sachverhalt
auf, miissen Sie diskutieren. Beim Islam, Judentum, Buddhismus,
Christentum und weitere anerkannte Religionen konnen Sie einfach
feststellen, dass es Religionen sind, ohne dies weitergehend zu begriinden
(die Definition miissen Sie aber mit einarbeiten!)

* Freiheit vom Anblick von Jungen und Miénnern in Badehosen: grundsétzlich
forum externum

* Hinweis: Stellen Sie im sachlichen Schutzbereich einfach immer konkret auf
das ab, was der Beschwerdefiihrer machen oder nicht machen mdéchte; so
arbeiten Sie immer mit dem Sachverhalt und verrennen sich nicht.

* (P) Gehort zur Religion der T auch, vom Anblick der anderen frei zu sein?

* Hinweis: Das ist ein absolutes Standardproblem iRd Art. 4. Gerade die
Auslegung des Korans wird immer wieder aufgegriffen — dabei geht es aber
nicht darum, dass Sie irgendetwas iiber den Koran wissen oder schreiben. Es
geht nur darum, dass Sie folgendes als Problem aufgreifen und losen:

*  Muss ein Gldaubiger sich an dem festhalten lassen, was ausdriicklich in
der der Religion zugrundeliegenden Schrift steht?

*  Nein, natiirlich nicht — Schriften sind immer auslegungsbediirftig und
-fahig.

*  Muss ein Gldubiger sich an dem festhalten lassen, was Gelehrte oder
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andere Gldubige fiir richtig erachten (muss es sich also um eine
allgemein verbindliche Regel handeln)?

*  Nein, muss er nicht. Jeder darf die Religion fiir sich selbst bestimmen
und auslegen. Es muss lediglich glaubhaft gemacht werden und
plausibel sein.

* Die Plausibilitdt ist ein wichtiges Stichwort in Ihrer Klausur!

Darf der Staat (hier die Schule oder die Gerichte) die Religion
interpretieren und dessen Glaubwiirdigkeit beurteilen?

* Der Staat darf nicht dariiber entscheiden, wie wer eine Religion
auslegt; diese Macht darf der Staat in einem freien, demokratischen
Staat, in dem die Religionsausiibung zum Kernbereich der freiheitlich
demokratischen Grundordnung gehort, nicht haben. Er darf aber
dariiber urteilen, ob es glaubwiirdig ist — nur so kann man
verhindern, dass jemand die Religion und das Grundrecht gem. Art. 4
fiir sein Handeln ausnutzt.

Diese Anforderungen wahrt T vollstindig — sie macht {iberzeugend
deutlich, dass sie die Religion in diesem Sinne deutet und ausiiben will.
Auch die Bescheinigungen des Vereins und der Bezug auf den Koran und
auf die Aussagen der Propheten untermauern dies. Ihre Auslegung ist
somit plausibel.

e Hinweis: Aus dem ersten Absatz konnte man lesen, dass T schon
langer schwimmt und nie Probleme mit dem Anblick der anderen hat;
sprechen Sie dies auch gerne an (ich personlich halte die
Formulierung im ersten Abschnitt etwas zu ungenau dafiir, man weifs
ja gar nicht, wo und mit wem sie schwimmt und wann sie das letzte
Mal am Schwimmunterricht teilgenommen hat). Doch selbst, falls Sie
das so sehen wollen, argumentieren Sie dagegen, dass jedermann
seinen Glauben mit der Zeit anders interpretieren kann und man sich
nicht an den Bekenntnissen der Vergangenheit festhalten lassen muss.

Die Freiheit vom Anblick der anderen ist also vom sachlichen
Schutzbereich des Art. 4 1, II erfasst, welcher somit er6ffnet ist.

» klassisch: final, unmittelbar, mit Rechtswirkung und Zwang (+)

* modern (+)

Fiir den modernen Eingriffsbegriff spricht der umfassende Grundrechtsschutz
und dass die Biirger gleichermafien betroffen ist, wenn der Eingriff keiner iSd
klassischen Eingriffsbegriffs ist. Falls der klassische Eingriffsbegriff mal dazu
kommt, dass kein Eingriff vorliegt, benennen Sie kurz diese beiden Argumente
und folgen Sie auf jedem Fall dem modernen Begriff! Falls sie zum gleichen
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Ergebnis kommen, lassen Sie natiirlich offen, welchem Begriff Sie folgen.
3. Verfassungsrechtliche Rechtfertigung

*  Obersatz: Der Eingriff konnte verfassungsrechtlich gerechtfertigt sein. Dazu muss
Art. 4 1, 1l einschrdnkbar sein und die Anforderungen an diese Schranke miissen
gewahrt sein.

* Hinweis: Die Einschrdnkbarkeit nennt man , Schranke“. Die Wahrung der
Anforderungen an die Schranke nennt man ,,Schranken-Schranke“. Lassen Sie

sich von diesen Uberschriften nicht verwirren — sie heiflen einfach so, wie sie
heif3en.

* Schranke
* Nach dem Wortlaut ist Art. 4 I, I nicht eingeschrankt.

* Eine Schrankenleihe aus Art. 5 IT oder Art. 2 I ist aufgrund der ausdifferenzierten
Schrankensystematik im GG nicht moglich.

* Hinweis: Dies ist recht schnell geschrieben und gibt bei vielen Korrektoren
noch einmal einen Pluspunkt.

*  Moglicherweise gilt jedoch die Schranke des Art. 136 I WRV (= Weimarer
Reichsverfassung), welcher gem. Art. 140 weiterhin gilt.

* Absolutes Standardproblem, das immer angesprochen werden muss, wenn
Art. 4 gepriift wird!!

*  Hinweis: Beim ersten Uberfliegen klingt Art. 136 I WRYV vielleicht nicht nach
einer Schranke, er ist in der Tat ein wenig seltsam formuliert. Letztlich ist es
mE ein Umkehrschluss aus dem Wortlaut: Wenn die biirgerlichen und
staatsbiirgerlichen Rechte nicht durch die Ausiibung der Religionsfreiheit
beschrinkt werden, bedeutet dies, dass die Religionsfreiheit durch die
biirgerlichen und staatsbiirgerlichen Rechte beschrdnkt ist. Das ist aber auch
nicht weiter wichtig — Sie werden Art. 136 1 WRV nie subsumieren miissen,
da dieser als Schranke abzulehnen ist:

* Art. 4 ist jedoch als neueres Recht vorrangig. Hitte der Gesetzgeber die
Schranke des Art. 136 I WRYV auch fiir Art. 4 gewollt, hitte er dies ein Art. 4
zumindest angedeutet.

* Die noch geltenden Vorschriften der WRV sind Teil des staatlichen
Kirchenrechts sowie der inneren Angelegenheiten einer
Religionsgemeinschaft — sie gelten gerade nicht fiir die individuelle
Glaubensfreiheit einschranken.

e Art. 136 I WRV ist somit keine Schranke des Art. 4.
* Es gibt keine geschriebene Schranke fiir Art. 4

* Dennoch kann Art. 4 nicht uneingeschriankt gelten — zumindest Grundrechte
Dritter sowie andere Rechte von Verfassungsrang miissen mit Art. 4 in Ausgleich

Seite 11 von 16



Annabel Gaul

jurversity@gmzx.de

gebracht werden. Damit gelten verfassungsimmanente Schranken.

Schranke des Art. 4 hier: Art. 7 (s. auch Sachverhalt)

¢ Schranken-Schranke

Hinweis: In diesem Priifungspunkt ist nun zu priifen, ob die Anforderungen an
Art. 7 eingehalten worden ist — sprich: Art. 4 und Art. 7 miissen in einem
angemessenen Ausgleich stehen. Beachten Sie auch, dass es hier um eine
Urteilsverfassungsbeschwerde geht — also eine solche, die sich nicht gegen ein
Gesetz, sondern gegen ein Urteil richtet. Daher ist zum einen die
Verfassungskonformitit des Gesetzes, das dem Urteil zugrunde liegt, zum
anderen aber auch die Verfassungskonformitdt des Urteils zu priifen. In letzterem
erkldre ich auch noch den Priifungsumfang des Bundesverfassungsgerichts.

Gesetz
* Hinweis: Dies ist eine abstrakte Betrachtung; in diesem Priifungspunkt wird

nur gepriift, ob die Vorschriften des BbgSchulG verfassungsmdpfig ist — auf
die T ist in diesem Rahmen mit keinem Wort einzugehen!

* §§ 36, 41 BbgSchulG sind die Rechtsgrundlage fiir die Verpflichtung zum
Schwimmunterricht, also auch fiir die Ablehnung des Antrags.

* Hinweis: Selbstverstindlich ist hier die formelle sowie materielle
Verfassungsmdpigkeit zu priifen.
* Formelle VerfassungsmafBigkeit

* Land hat gem. Art. 70, 30 fiir Schulangelegenheiten die
Gesetzgebungskompetenz.

* FEin verfassungsmifBiges Gesetzgebungsverfahren und die Einhaltung
der Form sind zu unterstellen.

* Materielle VerfassungsmaiBigkeit
* Insbesondere VerhdltnismaBigkeit

* Hinweis: In  einer  Urteilsverfassungsbeschwerde  ist
typischerweise entweder die Verhdltnismdfigkeit des Gesetzes
oder die der Urteile der Schwerpunkt der Klausur. Das jeweils
andere konnen Sie viel kiirzer halten, wenngleich Sie das Schema
einhalten miissen — das konnen Sie aber auch einfach im Flieftext
machen, wenn es so eindeutig ist wie hier.

* Legitimer Zweck: Wahrung des Bildungs- und Erziehungsauftrags
gem. Art 7; Lehre von Bildung, Toleranz, gesellschaftlichem
Umgang.

* Geeignetheit: Die Schulpflicht ist tauglich, diesen Zweck zu
fordern, mithin (+)

* Erforderlichkeit: Milderes, gleich geeignetes Mittel?
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* Milderes Mittel: Nur teilweise Schulpflicht, aber nicht gleich
geeignet.

* Gleich geeignetes Mittel: (fallt mir nicht ein; es wire aber gut,
eines zu nennen und es abzulehnen, da nicht milder.
Verschwenden Sie hier nur keine Zeit; wenn Thnen nichts
einfallt, ist das auch nicht schlimm).

* Erforderlichkeit (+)
e Angemessenheit

e Der Zweck darf nicht aufler Verhidltnis zu dem
beeintrachtigten Recht sein; im Rahmen der praktischen
Konkordanz miissen die Rechte in Einklang gebracht werden.
(+) insbesondere wegen der Ausnahmevorschrift gem. § 44
BbgSchulG.

* Hinweis: Hier kann man natiirlich noch mehr schreiben;
viel wichtiger ist aber auf jeden Fall der ndchste
Priifungspunkt (Anwendung im Einzelfall). Um die
Schwerpunktsetzung hinreichend zu wahren, reicht dies
mkE an dieser Stelle aus.

* Anwendung im Einzelfall

Hinweis: Dies ist eine konkrete Betrachtung der Bescheide und Urteile; hier
ist also auf die T und deren Einzelfall einzugehen.

Priifungsumfang des Bundesverfassungsgerichts:

* Das Bundesverfassungsgericht ist keine Superrevisionsinstanz. Es
tiberpriift also nicht die richtige Anwendung einfachen Rechts, sondern
nur die hinreichende Beachtung der Grundrechte durch das Fachgericht.

*  Hinweis: Schreiben Sie gerne noch mehr dazu, wenn Sie noch mehr
wissen. Das hier ist nur das notwendigste; achten Sie auf die
Schwerpunktsetzung!

* Hinweis: , Superrevisionsinstanz* bedeutet folgendes: Nach der
Klage in der ersten Instanz (zB Verwaltungsgericht) kann man beim
Scheitern Berufung erheben (zB beim Oberverwaltungsgericht).
Daraufhin kann der Unterlegende Revision einlegen (zB beim
Bundesverwaltungsgericht). Alle drei Gerichte beschidftigen sich mit
dem einfachen Recht — hier zB § 44 BbgSchulG sowie Prozessrecht.
Nun soll das Bundesverfassungsgericht aber nicht als vierte Instanz
wieder § 44 BbgSchulG oder das Prozessrecht im materiellen Sinne
tiberpriifen (also nicht, ob die Tatbestandsvoraussetzungen der
Normen  vorliegen oder nicht). Das einzige, was das
Bundesverfassungsgericht iiberpriift, ist, ob das Gesetz und die
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Gerichte die Grundrechte gewahrt haben. Es ist also nicht die
ndchste Instanz zum Bundesverwaltungsgericht, mithin ist es auch
keine Revisionsinstanz nach der Revisionsinstanz (also keine
Superrevisionsinstanz).

* Die Anwendung im Einzelfall muss die Grundrechte demnach in
verhéltnisméaBiger Weise beriicksichtigen.

* Legitimer Zweck des Ablehnens des Antrags: Lehre/Training der
Féhigkeit Schwimmen, sportliche Betdtigung, Lehre von Toleranz,
sozialem Umgang

*  Geeignetheit (+)

* Erforderlichkeit

* Milderes Mittel = nach Geschlechtern getrennter Schwimmunterricht.

* Aber nicht gleich geeignet: Lehre von Toleranz etc. wird bei
getrenntem Unterricht weniger stark gefordert; mit dem anderen
Geschlecht gemeinsam Aktivititen zu unternehmen, gehort zum
sozialen Umgang.

* Hinweis: Das ist im Sachverhalt angesprochen, also miissen Sie
es auch diskutieren!

* Angemessenheit

* Die Anwendung im FEinzelfall muss auch angemessen sein. Das
Recht, in das eingegriffen wurde, darf also nicht auBer Verhéltnis zu
dem geschiitzten Recht stehen. Dabei ist die Angemessenheit sowohl
durch eine abstrakte als auch durch eine konkrete Betrachtung zu
beurteilen.

* abstrakte Betrachtung
e Art. 41, IIderT
e Art. 7 der Schule

* Art. 4 als unabdingbares Grundrecht der freiheitlich
demokratischen Grundordnung wiegt schwerer als Art. 7.

*  Hinweis: Diese Abwdgung ist unabhdngig vom Fall; es ist
aber kein echtes Ergebnis. Vielmehr hilft diese Abwdgung
dann, wenn die konkrete Betrachtung im FEinzelfall zu
keinem echten Ergebnis kommt, weil es im Einzelfall
unklar ist, welches Recht wichtiger ist — dann folgen Sie
dieser Abwdgung hier.

* konkrete Betrachtung

* Dies kann im Einzelfall jedoch anders zu bewerten sein.
Insbesondere ist keinem der Rechte der absolute Vorrang zu
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geben, sondern im Rahmen der praktischen Konkordanz
(wichtiges  Stichwort!) 1st ein Ausgleich der Rechte
herzustellen.

Hier miissen Sie nun alle Argumente nennen, die Ihnen dafiir
und dagegen einfallen, dass T an dem Schwimmunterricht
teilnehmen muss. Im Grunde ist es egal, auf welches Ergebnis
Sie kommen,; sehr viel wichtiger ist, dass Sie hier viel und
differenziert argumentieren. Der Weg ist das Ziel ;)

mE ist die Angemessenheit gewahrt, denn das Recht der
Schule, den Schiilern Toleranz beizubringen, funktioniert in
beide Richtungen: Wéhrend T gestattet sein muss, sich nach
ihrer Deutung des Korans zu verschleiern, begriindet Art. 7
auch die Pflicht, anzunehmen, dass andere ihrer Uberzeugung
nicht folgen, wund derartige FEinschrinkungen ihrer
Religionsfreiheit zu akzeptieren. Dies gehort ebenso zu
unserer pluralistischen Gesellschaft. Auch wiirde getrennter
Unterricht die Rechte der anderen Schiiler beschrianken, da
diese ebenfalls das Recht haben, in einem koedukativen (=
gemischtgeschlechtlichen) Unterricht zu lernen — nur so
konnen auch die Geschlechterrollen aufgebrochen und
Toleranz gelehrt werden. Die praktische Konkordanz ist damit
gewahrt, mithin ist die Anwendung im Einzelfall angemessen.

*  Hinweis: Andere Argumente sind auch gut; weitere wdren
sogar noch erforderlich! Das hier ist nur eine kurze
Zusammenfassung der Argumente, die meine Ansicht
begriinden — der Korrektor wird mehr von Ihnen erwarten,
vor allem auch einige Argumente gegen die von Ilhnen
vertretene Ansicht (setzen Sie sich mit dem ganzen
Sachverhalt  auseinander!).  Eine  andere  Losung
(Freistellung der T vom Schwimmunterricht) ist mit guter
Begriindung wohl vertretbar, nicht vertretbar wdire wohl
die praktische Konkordanz dahingehend, dass es einen
geschlechtergetrennte Unterricht geben soll — das wiirde
zu sehr in die Rechte aller eingreifen.

* Die Anwendung im Einzelfall ist verhéltnismafig, mithin verfassungsgemal.

* Die Anforderungen an die Schranke wurden gewahrt.

* Der Eingriff ist verfassungsrechtlich gerechtfertigt.

4. Zwischenergebnis

e Art. 41, II ist nicht verletzt.

II. Art. 21
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e Art. 2 I tritt als subsididr hinter das spezielle Grundrecht des Art. 4 I, II, dessen
Schutzbereich erdffnet ist, zuriick.

III. Zwischenergebnis

* Die Beschwerdefiihrerin T ist durch den Bescheid und die Urteile nicht in ihren
Grundrechten oder grundrechtsgleichen Rechte verletzt, mithin ist die
Verfassungsbeschwerde nicht begriindet.

C. Ergebnis

Das Bundesverfassungsgericht wird der zuldssigen, doch unbegriindeten Verfassungsbeschwerde
nicht stattgeben.

Hinweis: Dieses Ergebnis muss natiirlich zu Threm allerersten Obersatz passen, falls Sie
dort einen anderen gewdhlt haben, schreiben Sie diesen zu einer Feststellung um.

Unterschrift bzw. ,,Ende der Bearbeitung® bei computergeschriebenen Losungen!

Seite 16 von 16



	Anhang:
	Abschnitt 2 Auftrag der Schule
	§ 4 Ziele und Grundsätze der Erziehung und Bildung
	Teil 4 Schulpflicht
	§ 36 Grundsätze
	§ 41 Verantwortung für die Einhaltung und Durchsetzung der Schulpflicht
	§ 44 Rechte und Pflichten aus dem Schulverhältnis

